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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Wahrnehmung 
von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten 
(Urheberrechtswahrnehmungsgesetz - UrhWahrnG) 


A. Problem 

Die Digitalisierung und die damit verbundene öffentliche Zugänglichmachung 
von Kulturgütern, insbesondere des schriftlichen Kulturerbes, sind von enormer 
Bedeutung und eine wichtige kulturpolitische Aufgabe. Für Bibliotheken, ins- 
besondere die Deutsche Digitale Bibliothek als Teil der europäischen digitalen 
Bibliothek Europeana, die Vertreter der Rechteinhaber, Archive, Rundfunk- 
anstalten, und der Wirtschaft besteht große Rechtsunsicherheit beim Umgang 
mit vergriffenen und sogenannten verwaisten Werken. Um verwaiste Werke, die 
ein wichtiger Teil unseres kulturellen Erbes darstellen, für nichtgewerbliche und 
kommerzielle Zwecke auch in digitaler Form nutzen zu können, bedarf es einer 
entsprechenden gesetzlichen Regelung. 


B. Lösung 

Einführung einer Regelung, welche die Nutzung verwaister und vergriffener 
Werke auf eine gesicherte gesetzliche Grundlage stellt. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 


Keine. 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Wahrnehmung 
von Urheberrechten und verwandten Schutzrechten 
(Urheberrechtswahrnehmungsgesetz - UrhWahrnG) 

Vom ... 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Urheberreehtswahrnehmungs- 
gesetzes 

Das Urheberrechtswahmehmungsgesetz vom 9. Septem- 
ber 1965 (BGBl. I S. 1294), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 26. Oktober 2007 (BGBl. 1 S. 2513), wird 
wie folgt geändert: 

Nach § 13c werden die folgenden §§ 13d und 13e einge- 
fügt: 

,,§ 13d 

Vergriffene Werke 

Nimmt eine Verwertungsgesellschaft Rechte für die elek- 
tronische Vervielfältigung und öffentliche Zugänglichma- 
chung von vergriffenen Werken für nicht gewerbliche Zwe- 
cke wahr, so wird bei Werken, die vor dem 1. Januar 1966 
erschienen sind, vermutet, dass die Verwertungsgesellschaft 
die Rechte aller Berechtigten wahmimmt. Sind mehr als 
eine Verwertungsgesellschaft zur Wahrnehmung berechtigt, 
so gilt die Vermutung nur, weim die Rechte von allen be- 
rechtigten Verwertungsgesellschaften gemeinsam wahrge- 
nommen werden. Soweit die Verwertungsgesellschaft Zah- 
lungen auch für Berechtigte erhält, deren Rechte sie nicht 


wahrnimmt, hat sie den Nutzer von Ansprüchen dieser Be- 
rechtigten freizustellen. 

§13e 

Verwaiste Werke 

(1) Hat eine sorgfältige Suche ergeben, dass bei ge- 
schützten Werken der Rechteinhaber nicht feststellbar ist, so 
gilt die Verwertungsgesellschaft, die Rechte an Werken die- 
ser Art wahmimmt, als berechtigt, Nutzungsrechte für die 
elektronische Vervielfältigung und öffentliche Zugänglich- 
machung einzuräumen. Für die Nutzung ist eine angemes- 
sene Vergütung zu zahlen. Die Verwertungsgesellschaft hat 
den Nutzer von Vergütungsansprüchen des Rechteinhabers 
freizustellen. 

(2) Wird der Rechteinhaber bekannt, so hat er im Verhält- 
nis zu der Verwertungsgesellschaft die gleichen Rechte und 
Pflichten, wie werm er ihr seine Rechte zur Wahrnehmung 
eingeräumt hätte. Die Berechtigung der Verwertungsgesell- 
schaft entfällt mit Wirkung für die Zukunft, wenn der 
Rechteinhaber ihr gegenüber schriftlich erklärt, seine 
Rechte selbst auszuüben.“ 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 30. November 2010 


Dr. Frank-Walter Steinmeier nnd Fraktion 
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Begründung 


A. Allgemeines 

Die Digitalisierung und die damit verbundene öffentliche 
Zugänglichmachung von Kulturgütern, insbesondere des 
schriftlichen Kulturerbes, sind von enormer Bedeutung und 
eine wichtige kulturpolitische Aufgabe. Für Bibliotheken, 
insbesondere die Deutsche Digitale Bibliothek als Teil der 
europäischen digitalen Bibliothek Europeana, die Vertreter 
der Rechteinhaber, Archive, Rundfunkanstalten, und der 
Wirtschaft besteht große Rechtsunsicherheit beim Umgang 
mit vergriffenen und sogenannten verwaisten Werken. Um 
verwaiste Werke, die einen wichtigen Teil unseres kulturel- 
len Erbes darstellen, für nichtgewerbliche und kommerzielle 
Zwecke auch in digitaler Form nutzen zu können, bedarf es 
einer entsprechenden gesetzlichen Regelung. 

Die Digitalisierung der Werke und die anschließende Be- 
reitstellung im Internet berühren das Vervielfältigungsrecht 
(§16 des Urheberrechtsgesetzes (UrhG)) und das Recht der 
öffentlichen Zugänglichmachung (§ 19a UrhG), die nach 
deutschem Urheberrecht ausschließlich dem Urheber Vorbe- 
halten sind. Schrankenregelungen, die eine entsprechende 
Nutzung gestatten, kennt das deutsche Urheberrecht nicht. 
Urheberrechtliche Voraussetzung einer derartigen Nutzung 
ist daher die Zustimmung des Urhebers. Die Digitalisierung 
bereits erschienener Werke ist somit nur möglich, wenn die 
erforderlichen Nutzungsrechte vom Urheber nachlizensiert 
werden. Eine Nachlizensierung scheitert jedoch immer 
dann, werm der Urheber bzw. seine Erben oder der Rechte- 
inhaber nicht mehr auffindbar ist bzw. sind. Schätzungen 
über die Zahl der verwaisten Werke gehen weit auseinander 
(zwischen 5 Prozent und ca. 40 Prozent aller urheberrecht- 
lich geschützten Titel, im Bereich der Fotografie sogar bis 
zu 90 Prozent). 

Lösungen auf europäischer Ebene sind ebenso notwendig. 
Der von der Europäischen Kommission in der „Digitale[n] 
Agenda für Europa“ angekündigte Vorschlag für einen 
Rechtsrahmen zur Erleichterung der Digitalisierung und 
Verbreitung von Kulturwerken in Europa durch eine Richt- 
linie über verwaiste Werke liegt jedoch bisher nicht vor. 
Gleichwohl besteht gesetzlicher Handlungsbedarf, um die 
bereits begoimenen Digitalisierungsprojekte auf deutscher 
und europäischer Ebene insbesondere im Hinblick auf ver- 
griffene und verwaiste Werke voranzubringen. Die EU- 
Kommission wird diese Frage nun in einer Folgenabschät- 
zung detaillierter behandeln. Ihr Ziel ist es, eine EU-weite 
Lösung zur Vereinfachung der Digitalisierung und Verbrei- 
tung von verwaisten Werken zu finden und gemeinsame 
Sorgfaltskriterien für die Anerkennung des „Waisenstatus“ 
von Werken in der gesamten EU zu erarbeiten. 

Unabhängig von den begrüßenswerten Bestrebungen der 
EU-Kommission, eine EU-weite Lösung herbeizuführen, 
erscheint es im Interesse der Umsetzung von Projekten wie 
der Deutschen Digitalen Bibliothek und zur Vermeidung 
von Rechtsunsicherheiten angemessen und sachgerecht, 
kurzfristig eine nationale Regelung zum Umgang mit ver- 
waisten Werken auf den Weg zu bringen. Dazu haben sich 
Vertreter der Rechteinhaber, des Buchbereichs, der Biblio- 


theken sowie die Verwertungsgesellschaft BILD-KUNST 
und die Verwertungsgesellschaft Wort auf einen gemein- 
samen Vorschlag verständigt, welcher sowohl die Wahrneh- 
mung der Rechte für vergriffene und verwaiste Werke, die 
Vergütung als auch Widerspruchsmöglichkeiten der Rechte- 
inhaber beinhaltet. Dieser Vorschlag wird aufgegriffen, ent- 
spricht damit dem bestehenden Handlungsbedarf, erlaubt 
aber gleichzeitig eine spätere Anpassung im Rahmen euro- 
päischer Regelungen oder des angekündigten sogenannten 
Dritten Korbes. 

Die Regelungsvorschläge unterscheiden zwischen vergriffe- 
nen und verwaisten Werken. Vergriffene Werke sind Werke, 
die nicht lieferbar sind. Unter verwaisten Werken werden 
geschützte Werke verstanden, deren Rechteinhaber unbe- 
kannt sind oder nicht ermittelt werden können. Verwaiste 
Werke sind deshalb in der Regel auch vergriffen, umgekehrt 
gibt es aber viele vergriffene Werke, deren Rechteinhaber 
bekaimt sind, die also nicht verwaist sind. Die Gesetzesvor- 
schläge gehen von diesen Begriffsbestimmungen aus. 


B. Einzelbegründung 

Zu Artikel 1 (Änderung des Urheberrechts- 
wahmehmungsgesetzes) 

Zu § 13d - neu - 

Bei vergriffenen Werken können die Rechteinhaber den 
Verwertungsgesellschaften im Wahmehmungsvertrag Nut- 
zungsrechte treuhänderisch einräumen. Soweit dies der Fall 
ist, ergeben sich keine Besonderheiten. Problematisch sind 
„Außenseiter“, die keinen Wahrnehmungsvertrag mit der 
Verwertungsgesellschaft abgeschlossen haben. Dazu können 
auch unbekannte oder nicht ermittelbare Rechteinhaber 
gehören. Um gleichwohl eine zentrale Rechtevergabe der 
Verwertungsgesellschaft in diesem Bereich zu ermöglichen, 
wird - widerlegbar - vermutet, dass die Verwertungsgesell- 
schaft auch die Rechte der Außenseiter wahmimmt. Das gilt 
allerdings nur, soweit es sich um Werke handelt, die vor dem 
1. Januar 1966 erschienen sind und nicht für gewerbliche 
Zwecke verwertet werden. An einer Verwertung zu gewerb- 
lichen Zwecken fehlt es beispielsweise bei vergriffenen Wer- 
ken, die durch die Deutsche Digitale Bibliothek oder die 
europäische digitale Bibliothek Europeana für die Nutzer 
unentgeltlich zugänglich gemacht werden. Die vorgeschla- 
gene Regelung führt nicht zu einem automatischen Rechte- 
erwerb der Verwertungsgesellschaft, sondern zu einer Um- 
kehr der Beweislast. Weist der Rechteinhaber oder ein Nut- 
zer nach, dass die Verwertungsgesellschaft für bestimmte 
Werke keine Rechte wahmimmt, so ist die Vemiutungswir- 
kung widerlegt. Eine vergleichbare Umkehr der Beweislast 
ist von der Rechtsprechung auch bei der sogenannten 
GEMA- Vermutung anerkannt und in § 13c Absatz 1 und 2 
UrhWahmG für bestimmte verwertungsgesellschaftspflich- 
tige Ansprüche vorgesehen. Der Regelungsvorschlag orien- 
tiert sich in den Sätzen 2 und 3 an § 13c Absatz 2 
UrhWahmG. 
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Zu § 13e - neu - 

Bei verwaisten Werken kommt eine Vermutungsregelung 
nicht in Betracht, weil die Rechteinhaber per defmitionem 
unbekannt oder nicht ennittelbar sind. Die Verwertungsge- 
sellschaft kann hier in aller Regel auf vertraglichem Wege 
keine Rechte wahrnehmen. Es bedarf deshalb der vor- 
geschlagenen gesetzlichen Fiktion, die dazu führt, dass der 
Verwertungsgesellschaft die einschlägigen Rechte zugeord- 
net werden. 

Das setzt allerdings voraus, dass eine sorgfältige Suche 
(diligent search) nach dem Rechteinhaber stattgefunden hat. 
Dazu ist zunächst auf der Grundlage eines Suchplans durch 
die Bibliotheken zu klären, ob der Rechteinhaber eines Wer- 
kes ermittelt und ausfindig gemacht werden kann. Die kon- 
kreten Schritte zur Durchführung der gewissenhaften Suche 
nach dem Rechteinhaber sollen nicht gesetzlich vorge- 
schrieben werden. Damit wird dem Umstand der sich stetig 
verändernden Technik und der Entwicklung neuer Suchme- 
thoden Rechnung getragen. Stattdessen sind die Kriterien 
für eine sorgfältige Suche anzuwenden, auf die sich die 
beteiligten Kreise verständigt haben. Maßstäbe für die 
Anforderungen an eine sorgfältige Suche nach dem Rechte- 
inhaber lassen sich beispielsweise dem „Memorandum of 
Understanding on Diligent Search Guidelines for Orphan 


Works“ (Memorandum of Understanding über Leitlinien 
zur sorgfältigen Suche bei verwaisten Werken) der europäi- 
schen digitalen Bibliothek der Europäischen Kommission 
von Juni 2008 entnehmen, welches Richtlinien über die ein- 
zuhaltenden Sorgfaltspflichten im Umgang mit verwaisten 
Werken enthält. Dazu gehört z. B. der Abgleich mit dem 
Verzeichnis lieferbarer Bücher (VLB), dem Verlagsarchiv 
des Börsenvereins des Deutschen Buchhandels oder den 
Datenbanken der Verwertungsgesellschaften. Die Suche 
nach dem Rechteinhaber erleichtern könnte auch die Ent- 
wicklung eines zentralen Datenbanksystems, das alle rele- 
vanten Informationen über verwaiste Werke der einzelnen 
Mitgliedstaaten bereithält (wie z. B. das europäische Projekt 
ARROW). 

Für die Nutzung ist eine angemessene Vergütung an die Ver- 
wertungsgesellschaft zu zahlen, die, sofern der Rechteinha- 
ber innerhalb der urheberrechtlichen Schutzfrist des Werkes 
bekannt wird, an ihn ausgeschüttet wird. Die Verwertungs- 
gesellschaft stellt die Nutzer von einer Haftung frei. 
Absatz 2 trifft eine Regelung für den Fall, dass der Rechte- 
inhaber bekannt wird. 

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten) 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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